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Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Geschossflächenzahl

Verkehrsflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg

Sonstige Planzeichen

offene Bauweise

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

- nicht überbaubare Grundstücksflächen -
  Ausnahmen siehe § 23 (5) BauNVO

II

des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
der Bebauungsplanänderung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

Allgemeine Wohngebiete
- überbaubare Grundstücksflächen -

Straßenbegrenzungslinie

Nachrichtliche Übernahmen

Telekommunikationslinie der Deutschen Telekom AG

Straßenverkehrsflächen

 
 
3.  Ä N D E R U N G   B E B A U U N G S P L A N   N R.   1 0   
„ A M   S P O R T P L A T Z   U N D   A N   D E R   M Ü H L E N H A S E “ 

( BESCHLEUNIGTES  VERFAHREN  NACH  §  13 A  BAUGB ) 
 

STADT  QUAKENBRÜCK 
 
SAMTGEMEINDE  ARTLAND  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  01.12.2008  die Aufstellung der Bebauungsplanände-
rung im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 
2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 3 BauGB am  
...................  ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Quakenbrück, den   .................... 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
...................  im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück 
bekannt gemacht worden. Die Bebauungsplanänderung 
ist damit am  ...................  rechtsverbindlich geworden. 
 
Quakenbrück, den   .................... 
 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  ...................  dem Entwurf der Bebauungsplanände-
rung und der Entwurfsbegründung zugestimmt und die 
öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen. Ort und Dauer der 1. öffentlichen Auslegung wurden 
am  04.06.2009  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  15.06.2009  bis einschl.  
15.07.2009  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 BauGB das 1. Mal öffentlich ausgelegen. 
 
Quakenbrück, den   .................... 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Be-
bauungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 
215 BauGB) beim Zustandekommen der Bebauungsplan-
änderung nicht geltend gemacht worden. 
 
Quakenbrück, den   .................... 
 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  ...................  dem geänderten Entwurf der Bebau-
ungsplanänderung und der Entwurfsbegründung zuge-
stimmt und die erneute Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und 3 
BauGB beschlossen. Ort und Dauer der 2. öffentlichen 
Auslegung wurden am  09.06.2010  ortsüblich bekannt 
gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  21.06.2010  bis einschl.  
21.07.2010  gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgele-
gen. Anregungen und Bedenken können nur zu den ge-
änderten bzw. ergänzten Teilen vorgebracht werden. 
 
Quakenbrück, den   .................... 
 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

 

Der Rat der Stadt hat die Bebauungsplanänderung im 
beschleunigten Verfahren (§ 13 a BauGB) nach Prüfung 
der Bedenken und Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in 
seiner Sitzung am  20.09.2010  als Satzung (§ 10 BauGB) 
sowie die Begründung beschlossen. 
 
Quakenbrück, den   .................... 
 
 
 
.................................................... 
Stadtdirektor 

Die Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 02.06.2009 / 12.08.2009 / 11.05.2010 
 

 

 

Planunterlage Geschäftszeichen:  P 09001 
Kartengrundlage: 
Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Liegenschaftskarte 
Osnabrück-Land 
Stadt Quakenbrück 
Essen 
15 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. 
Sie weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 
15.01.2009). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbar-
keit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
Angefertigt durch Dipl.-Ing. Klaus Alves, Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 
Quakenbrück, den 
   

 Öffentl. best. Verm.-Ing.  
 

 

 
Amtssiegel 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt diese Bebauungsplanänderung im beschleunigten Verfahren (gem. 
§ 13 a BauGB), bestehend aus der Planzeichnung, in der Sitzung am  20.09.2010  als Satzung beschlossen. 
 
 
Quakenbrück, den  ...........................  
 
 
 
........................................................... ........................................................... 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 
des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Land-
kreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter Str. 2, 49078 Osnabrück, Tel. 
(0541) 323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ab-
lauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 
2. Für die schadlose Beseitigung des Oberflächenwassers sind die Grundstückseigentümer gem. § 149 Abs. 3 

Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) zuständig. 
 
 
H I N W E I S E 

1. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsleitungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erdverleg-
ten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten.  

 
2. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 

der Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten. 
 
3. Bei der Versickerung des anfallenden nicht belasteten Oberflächenwassers auf den Grundstücken ist das 

DWA-Regelwerk - Arbeitsblatt DWA-A 138 „Versickerungsanlagen“ - zu beachten. 
 


